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Im ö� entlichen Dienst von Bund und Kommunen haben am 7. März 
2018 erneut Warnstreiks stattgefunden. Betro� en waren insbeson-
dere Schleswig-Holstein und Niedersachsen. Mehrere tausend Be-
schäftigte traten in den Ausstand. Viele Beamte erklärten sich soli-
darisch und beteiligten sich an den Demonstrationen.

Flensburg
In Flensburg zogen mehrere hundert Beschäftigte demonstrierend durch die Innenstadt. „Sechs Pro-
zent mehr Einkommen, mindestens 200 Euro: Unsere Forderung ist angesichts der guten Wirtschafts-
lage und den hohen Steuereinnahmen absolut angemessen und fair“, rief der Zweite Vorsitzende und 
Fachvorstand Beamtenpolitik des dbb, Friedhelm Schäfer, bei der Abschlusskundgebung in Flensburg 
den Demonstranten zu. „Wir erwarten, dass die Arbeitgeber jetzt zügig in konkrete Verhandlungen ein-
steigen und nicht weiter auf Zeit spielen. Wir erwarten außerdem, dass der neue Bundesinnenminister 
Horst Seehofer zu dem Versprechen seines Vorgängers steht und den kommenden Tarifabschluss ohne 
Wenn und Aber auf die Bundesbeamten überträgt.“
Christian Dirschauer, Vorsitzender der komba gewerkschaft in Schleswig-Holstein, betonte: „Wir brau-
chen diese Einkommenserhöhung im Kampf um die besten Köpfe ganz dringend. Das gilt nicht nur für 
Fachkräfte, sondern auch für den Nachwuchs. Deshalb sind 100 Euro mehr für Auszubildende und die 
Tari� erung des Entgelts für betrieblich-schulische Ausbildungsgänge ein Muss. Gerade in den Kommu-
nen erleben die Menschen staatliches Handeln und Daseinsfürsorge aber unmittelbar. Wer hier weiter 
spart, der schadet damit nicht zuletzt dem gesellschaftlichen Zusammenhalt.“

Einkommensrunde 2018 / Nr. 8
März 2018

Herausgeber:
dbb beamtenbund 
und tarifunion
Friedrichstraße 169       
10117 Berlin

Verantwortlich:
Volker Geyer
Fachvorstand Tarifpolitik

Fotos:
Thomas Raake,
Friedhelm Windmüller

Weitere Warnstreiks

Demonstrationen in 
Norddeutschland

7. März 2018, Flensburg

Volker Geyer, Salzgitter, 7. März 2018 Friedhelm Schäfer, Flensburg, 7. März 2018



db
b 

ak
tu

el
l

Der dbb hilft!
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente Fachgewerkschaften mit 
insgesamt mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des ö� entlichen Dienstes und seiner 
privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, 
als auch im Falle von beru� ichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlichen und überzeu-
genden Ansprache jedes Mitglieds scha� t auch das nötige Vertrauen in die Durchsetzungskraft einer 
Solidargemeinschaft.

Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im ö� entlichen Dienst und seiner 
privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor 
Ort über www.dbb.de, über die Flugblätter dbb aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles.

Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von dbb beamtenbund 
und tarifunion – es lohnt sich!

Name

Vorname

Straße

PLZ/Ort

Dienststelle/Betrieb

Beruf

Beschäftigt als:

 Tari� eschäftigte/r    Azubi, Schüler/in
  Beamter/Beamtin    Anwärter/in
  Rentner/in     Versorgungsempfänger/in

  Ich möchte weitere Informationen über den dbb erhalten.

  Ich möchte mehr Informationen über die für mich 
 zuständige Gewerkschaft erhalten.

  Bitte schicken Sie mir das Antragsformular zur Aufnahme 
 in die für mich zuständige Gewerkschaft.

Unter dem Dach des dbb bieten kompetente Fachgewerkschaften eine starke Interessenvertretung 
und quali� zierten Rechtsschutz. Wir vermitteln Ihnen gern die passende Gewerkschaftsadresse.

dbb beamtenbund und tarifunion, Geschäftsbereich Tarif, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, 
Telefon: 030. 40 81 - 54 00, Fax: 030. 40 81 - 43 99, E-Mail: tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de

Datum / Unterschrift

Bestellung weiterer Informationen

Ich bin mit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung meiner Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben 
und Zwecke des dbb und seiner Mitgliedsgewerkschaften notwendig sind, einverstanden.

Salzgitter
Rund 1.800 Beschäftigte des ö� entlichen Dienstes von Bund und Kommunen in Niedersachsen haben 
am 7. März 2018 in Salzgitter für höhere Einkommen demonstriert. Volker Geyer, stellvertretender Bun-
desvorsitzender des dbb und Fachvorstand Tarifpolitik, kritisierte die Verweigerungshaltung der Arbeit-
geber: „In diesen Wochen sind fast täglich Meldungen zu lesen, wonach zehntausende P� egerinnen 
und P� eger fehlen, wonach der Zoll seiner Arbeit nicht mehr nachkommen kann, weil kein ausrei-
chendes Personal vorhanden ist. Wonach Ingenieure einen großen Bogen um den ö� entlichen Dienst 
machen, weil in der Privatwirtschaft viel mehr zu verdienen ist, und wonach Erzieherinnen und Erzie-
her sich zwar über warme Worte freuen können, aber noch immer nicht über eine vernünftige quali� -
kations- und leistungsgerechte Bezahlung.“
Auch Mario Römer, Vorsitzender der komba jugend in Niedersachsen, ging hart mit den Arbeitgebern 
ins Gericht: „Vor allem die Kommunen stöhnen über die angebliche Unbezahlbarkeit unserer Forde-
rungen und weisen darauf hin, dass sie einen Investitionsrückstand hätten. Das sehen wir nicht an-
ders. Aber wie kann ein Dienstleister, der p� egt, erzieht, verwaltet, sichert oder Instand hält, besser 
investieren als in gutes und ausreichendes Personal? Unsere Forderungen sind ein vernünftiges Inves-
titionsprogramm.“
Wir informieren wie immer aktuell auf www.dbb.de/einkommensrunde.

7. März 2018, Salzgitter


